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Zur voraussichtlichen Entwicklung des Arbeitsmarktes in der 
Bundesrepublik 1969 und 1970* 

Lutz Reyher, Walter Hoffmann, Jürgen Kühl und Rudolf Riefers 

Die Elastizität des Arbeitsmarktes im Jahre 1969 war in der vorangegangenen Prognose 
realistisch eingeschätzt worden: Das Bruttoinlandsprodukt wird in diesem Jahre real um fast 
7 v. H. zunehmen. Die Zahl der Erwerbstätigen wird im Durchschnitt des Jahres um rund 470 000 
Personen (+ 1,8 v. H.) steigen, die der Arbeitslosen auf 170000 bis 180000 zurückgehen (im 
Herbst unter 100 000). Auch die sonstigen inländischen Arbeitskraftreserven werden ausgeschöpft, 
das Vollbeschäftigungsziel ist realisiert. Die Ausländerbeschäftigung erreicht einen neuen 
Höhepunkt: Im Jahresdurchschnitt werden etwa 1,35 Mio. nichtdeutscher Arbeitnehmer im Bundes-
gebiet beschäftigt sein. 
Die Prognosetechnik wurde weiterentwickelt: Insbesondere wurde die Vorausschätzung des 
inländischen Erwerbskräftepotentials verfeinert durch getrennte Ermittlung der verschiedenen 
Bestimmungsgrößen. Zur Beurteilung der gegenwärtigen Arbeitsmarktsituation wird der Aus-
sagewert verschiedener Indikatoren für den Arbeitskräftebedarf der Wirtschaft diskutiert. Die 
Statistik der „Offenen Stellen“ zeigt offensichtlich nicht die tatsächliche Nachfrage nach 
zusätzlichen Arbeitskräften an. Der wirkliche Bedarf läßt sich gegenwärtig am zuverlässigsten 
aus der gesamtwirtschaftlichen Produktions- und Produktivitätsentwicklung ableiten. 
Im Jahre 1970 nimmt das inländische Erwerbskräftepotential voraussichtlich um 140000 Personen 
ab. Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung und damit die Nachfrage nach Arbeitskräften im 
kommenden Jahr läßt sich gegenwärtig schwerlich abschätzen. Würde das in der Zielprojektion 
der Bundesregierung angestrebte Wachstumstempo von real rund 4 v. H. erreicht werden, dann 
bliebe die Vollbeschäftigung erhalten. Dagegen muß mit negativen Folgen für den Arbeitsmarkt 
gerechnet werden, wenn die Nachfrageentwicklung hinter dieser Zielgröße spürbar zurückbleibt. 

Vor knapp einem Jahr veröffentlichte das Institut 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung seine er-
ste kurzfristige Arbeitsmarktprognose für das 
zweite Halbjahr 1968 einschließlich eines Aus-
blicks auf die Entwicklung im Jahre 19691). Zwar 
ist die tatsächliche Entwicklung am Arbeitsmarkt 
statistisch zur Zeit erst für einen verhältnismäßig 
kleinen Teil des Jahres bekannt, da die meisten in 
diesem Zusammenhang relevanten Statistiken 
allzusehr hinter der Zeit zurückbleiben. Dennoch 
ist die Weiterentwicklung bis zum Jahresende mit 
einiger Sicherheit vorauszuschätzen: Die Elastizi-
tät des Arbeitsmarktes wird, wie hier vorausge-
sagt worden war, genügend groß sein, um auch 
im Jahre 1969 ein kräftigeres Wirtschaftswachs-
tum zu ermöglichen, als damals weithin geglaubt 
wurde. 
Das schließt Schätzungsfehler an dieser oder je-
ner Stelle der gesamten Prognose nicht aus. Teils 
beruhen sie auf der Fehlerhaftigkeit einiger von 
anderen Stellen übernommener Grundannahmen, 
teils auf mangelnder Zuverlässigkeit der seiner-
zeit verfügbaren Statistiken, teils auch darauf, 
daß diese oder jene Komponente der Gesamtent-
wicklung nicht mit dem ihr gebührenden Gewicht 
in die Prognose eingegangen ist. Allerdings he-
ben sich im vorliegenden Falle die Schätzungs-
fehler bei den einzelnen Komponenten gegensei-
tig weitgehend auf; für die Gesamtprognose fal-
len sie kaum ins Gewicht. 

*  Abgeschlossen am 29. 7. 1969. 
1) Vgl. „Mitteilungen“ des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, 

Nr. 4, Oktober 1968, S. 218-236. 

Inzwischen konnte die Analysetechnik verfeinert 
werden, insbesondere im Hinblick auf einen der 
wichtigsten Bausteine der hier angestrebten Pro-
gnose, nämlich die Vorausberechnung des im 
Prognosezeitraum verfügbaren Arbeitskräftepo-
tentials. 

Der nachfolgende Beitrag enthält eine Voraus-
schätzung der mutmaßlichen Arbeitsmarktent-
wicklung in der zweiten Jahreshälfte 1969 und 
ihre Beurteilung. Zum anderen wird aufgezeigt, 
mit welchem Arbeitskräfteangebot im Jahre 1970 
in der Bundesrepublik zu rechnen sein wird und 
welche Entwicklungsmöglichkeiten bei alternati-
ven konjunkturellen Konstellationen zu erwarten 
sind. 

Zur Entwicklung im Jahre 1968 

Der Rückblick auf die tatsächliche Arbeitsmarkt-
entwicklung im vergangenen Jahr gibt Anlaß zu 
einigen, wenngleich nicht erheblichen Korrektu-
ren an der hier vor Jahresfrist veröffentlichten 
Prognose: 

• Das  aufgrund  der amtlichen   Bevölkerungs-
vorausschätzung   unterstellte   Bevölkerungs-
wachstum im Jahre 1968 war um etwa 50000 
Personen zu hoch angesetzt worden; das in-
ländische    Erwerbspotential    reduziert    sich 
demzufolge um etwa 20 000 Personen. 

• Leicht unterschätzt wurde ferner die Entwick-
lung der Erwerbstätigkeit im 2. Halbjahr 1968. 
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Auf Jahresbasis stieg die Beschäftigung laut 
Berechnung des Statistischen Bundesamtes 
um 53 000 Personen, also um 0,2 v. H., woge-
gen an dieser Stelle im September 1968 noch 
mit einem leichten Rückgang um 0,1 v. H. ge-
rechnet worden war. Diese Fehleinschätzung 
ist eindeutig auf die Differenz zwischen der 
damals hier wie anderswo angenommenen 
und der effektiven Wachstumsrate der ge-
samtwirtschaftlichen Produktion zurückzufüh-
ren. Alle kompetenten Institutionen hatten für 
das 2. Halbjahr 1968 mit einer Wachstumsrate 
von real 4,5 v. H. gerechnet, die effektive Zu-
wachsrate betrug jedoch 9,0 v. H. 
Unterschätzt wurde der Beschäftigungsan-
stieg namentlich in der Verarbeitenden Indu-
strie: Im zweiten Halbjahr nahm die Beschäf-
tigtenzahl dort um rd. 80 000 Personen mehr 
zu, als hier unterstellt worden war. Allerdings 
war in der Industrie auch die Differenz zwi-
schen erwartetem (+ 5,9 v. H.) und tatsächli-
chem Produktionswachstum (+ 14,1 v. H.) in 
diesem Zeitraum besonders ausgeprägt. 
Verglichen mit der Unterschätzung des Wir-
kungstempos der Anregungsmaßnahmen bei 
der Produktion war die Fehlerquote bei der 
Beschäftigungsprognose relativ gering: Der 
stärkere konjunkturelle Aufschwung war also 
— typisch für diese Phase des Konjunkturzy-
klus — von einer um fast ebensoviel stärke-
ren Entwicklung der Produktivität begleitet. 

• Aufgrund der trotzdem verbleibenden kräfti-
gen Beschäftigungsentwicklung erhöhte sich 
die Zahl nichtdeutscher Arbeitnehmer rascher 
und verringerte sich die Zahl der inländischen 
Arbeitslosen etwas mehr, als hier angenom-
men worden war. Zugleich ging damit auch 
die sonstige ungenutzte inländische Reserve 
an Arbeitskräften zurück. Für den Jahres-
durchschnitt 1968 muß sie nunmehr auf insge-
samt rd. 375 000 Personen veranschlagt wer-
den (gegenüber den im vorangegangenen Ar-
tikel ausgewiesenen 449000 Personen). Die 
zur Jahresmitte ermittelten Reserven wurden 
also bereits früher als vermutet, nämlich 
schon zum Ende des vergangenen Jahres 
mehr in Anspruch genommen. Für 1969 mußte 
also von einer entsprechend geringeren Ar-
beitskräftereserve ausgegangen werden. 

Die Nachfrage nach Arbeitskräften im Jahre 1969 

Die nachfolgende Arbeitsmarktprognose geht 
von der Annahme aus, daß das Bruttoinlands-
produkt real im Durchschnitt dieses Jahres um 
2) Dies entspricht der neuesten Schätzung des Deutschen Instituts für 

Wirtschaftsforschung. Würde die Wachstumsrate des 
Bruttoinlandsprodukts noch etwas höher ausfallen, dann können auch 
zusätzliche Produktivitätsfortschritte erwartet werden. Die hier 
vorgelegte Arbeitsmarktprognose dürfte also davon weitgehend 
unberührt bleiben. 

6,7 v. H. zunehmen wird2). Im ersten Halbjahr, so 
wird unterstellt, betrug die gesamtwirtschaftliche 
Wachstumsrate real 9,2 v. H., im zweiten Halbjahr 
geht sie — aufgrund des bereits sehr hohen Pro-
duktionsniveaus in der zweiten Hälfte des vorigen 
Jahres — auf 4,5 v. H. zurück (vgl. Tabelle 5 im 
Anhang). 
Wie realistisch die derzeitigen Sozialprodukts-
prognosen sind, ist allerdings nicht leicht abzu-
schätzen. Unsicherheit herrscht schon im Hinblick 
auf die künftige Entwicklung der inländischen 
Nachfrageaggregate, besonders des privaten In-
vestitionsvolumens. Allerdings ist angesichts der 
zur Zeit recht großen Auftragsbestände in der In-
vestitionsgüterindustrie wohl nicht zu befürchten, 
daß selbst ein rasch einsetzender Wandel in der 
Investitionsneigung sich noch in diesem Jahre auf 
die Produktionsentwicklung auswirken würde. 
Ungewiß ist aber vor allem, in welchem Ausmaß 
die Güterausfuhr zunehmen wird. Da der Außen-
wert der DM zunächst unverändert gelassen wur-
de, ist nicht auszuschließen, daß der Nachfrage-
sog aus dem Ausland rasch oder gar beschleu-
nigt ansteigt. Dadurch könnte die Wachstumsrate 
des Sozialprodukts etwas höher ausfallen als 
bisher unterstellt, zumal eine stärkere Steigerung 
der Ausfuhr über Multiplikator- und Akzelerator-
effekte auch eine Vergrößerung des inländi-
schen Nachfragevolumens mit sich bringen wür-
de. 
Die Produktivität (hier: reales Sozialprodukt je 
Erwerbstätigen) wird in diesem Jahre angesichts 
der stark ausgelasteten Produktionskapazitäten 
schwächer steigen als 1968. Im gesamtwirtschaft-
lichen Durchschnitt wird hier nur mit einem Zu-
wachs um 4,8 v. H. gerechnet (vgl. Tabelle 6 im 
Anhang). 
Unter Berücksichtigung der Veränderung in der 
durchschnittlichen Arbeitszeit und in der Zahl der 
Arbeitstage resultiert somit zur Realisierung die-
ser Produktionssteigerung ein Mehrbedarf von 
rund 470 000 Erwerbstätigen (= + 1,8 v. H.) ge-
genüber dem Vorjahr. 

Der Mehrbedarf an Arbeitnehmern liegt noch hö-
her. Der Rückgang in der Zahl der Selbständigen 
und mithelfenden Familienangehörigen dürfte 
sich, nahezu unbeeinflußt von Konjunkturwand-
lungen, fast im gleichen Tempo wie in den ver-
gangenen Jahren (1969 um rund 95000 Perso-
nen) fortsetzen. Somit entspricht — definitions-
gemäß — der Zunahme der Erwerbstätigenzahl 
um rund 470 000 eine Zunahme der Zahl der ab-
hängig Beschäftigten um rund 570000. Damit 
würden 21,8 Millionen Arbeitnehmer beschäftigt 
sein; das sind 2,7 v. H. mehr als im Vorjahr. Der 
bisherige Höchststand von 1966 wäre wieder er-
reicht. 
Mit Ausnahme der schon seit längerem struktu-
rell schrumpfenden Wirtschaftsbereiche (Land-
wirtschaft, Bergbau und Verkehr) steigt die 
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Nachfrage nach Arbeitskräften voraussichtlich in 
allen Bereichen der Wirtschaft. Absolut und pro-
zentual weitaus am stärksten wird die Beschäfti-
gungszunahme im Verarbeitenden Gewerbe sein: 
Im Jahresdurchschnitt wird hier mit einem Zu-
wachs um 4,2 v. H. gerechnet, d. h. die Zahl der 
beschäftigten Arbeitnehmer wird um rund 390 000 
Personen größer sein als 1968. Damit wird das 
Verarbeitende Gewerbe den Beschäftigungs-
höchststand von 1965 bereits wiedererlangen. 
In der Bauwirtschaft ist ebenfalls mit einem wei-
teren Beschäftigungsanstieg zu rechnen. Die 
Zunahmerate wird allerdings — analog zur relativ 
schwachen Aufwärtsentwicklung der Bauproduk-
tion — verhältnismäßig niedrig sein. Im Durch-
schnitt des Jahres wird die Zahl der Arbeitnehmer 
in der Bauwirtschaft noch immer um rund 8 Pro-
zent hinter dem Niveau des Jahres 1965 zurück-
bleiben. 

Im Vorjahresvergleich wird sich der Beschäfti-
gungsanstieg im Laufe des Jahres abflachen. Ist 
im ersten Halbjahr im Durchschnitt der Gesamt-
wirtschaft mit einem Abstand zum Vorjahr von 
+ 2,1 v. H. (Arbeitnehmer: + 3,0 v. H.) zu rech-
nen, so dürfte — vor allem wegen des schon re-
lativ hohen Beschäftigungsstandes im zweiten 
Halbjahr 1968 — dieser Abstand in der zweiten 
Jahreshälfte 1969 nur noch + 1,5 v. H. (Arbeit-
nehmer: + 2,4 v. H.) betragen. Ein ähnlicher Ver-
lauf ist auch im Verarbeitenden Gewerbe zu er-
warten: Einem Zuwachs von 4,6 v. H. im ersten 
Halbjahr steht nur noch ein Wachstum von 3,0 v. H. 
im zweiten Halbjahr gegenüber. 

Das Angebot an Arbeitskräften im Jahre 1969 

Die Abschätzung des in einem zukünftigen Zeit-
raum verfügbaren Arbeitskräftepotentials muß 
sich — wie in Heft 4 der „Mitteilungen“ ausführ-
lich dargelegt3) — an der Entwicklung von Be-
völkerung und Erwerbsbeteiligung in den einzel-
nen Bevölkerungsgruppen orientieren. Dieser — 
auch im Ausland4) gebräuchliche — Ansatz fand 
zum Teil kritische Aufnahme. Unstrittig ist wohl 
die Notwendigkeit einer Erwerbspersonenpro-
gnose überhaupt. Ohne eine solche Vorausschau 
ist eine rationale Konjunktur- und Arbeitsmarkt-
politik selbst auf kurze Sicht unmöglich. Umstrit-
ten ist jedoch, wie das Arbeitskräftepotential de-
finiert werden soll. Für den vorliegenden Zweck 
wird ein empirisch orientierter Potentialbegriff be-
nötigt, der kurzfristige Prognosen zuläßt. Diese 
Bedingungen erfüllt das hier — analog zur Be-
stimmung technischer Kapazitäten — zugrunde 
3) Vgl. „Mitteilungen“, Nr. 4, a.a.O., S. 207—217. 
4) Vgl. z. B. Grais, Bernard A.: Arbeitsmarktforschung und Ar-

beitsmarktprojektion in Frankreich; in: „Mitteilungen“ des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Nr. 8, Juni 1969, S. 573—578. 

5) Vgl. Sachverständigenrat   zur   Begutachtung   der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung: Jahresgutachten 1967, Ziffer 249. 

gelegte Potentialkonzept. Es beruht darauf, daß 
die in Jahren starker Arbeitskräftenachfrage fest-
gestellte Erwerbsbeteiligung in den einzelnen 
Altersgruppen der Männer und Frauen unter Be-
rücksichtigung beobachteter Trends in die Zu-
kunft extrapoliert wird. Dabei müssen freilich de-
mographische Entwicklungen und der Einfluß von 
Sonderfaktoren berücksichtigt werden. 

Ob eine solche Erwerbsbeteiligung, die sich bei 
starker Nachfrage nach Arbeitskräften einstellt, 
zu wünschen ist oder wegen unerwünschter (ver-
meintlicher oder tatsächlicher) Begleiterschei-
nungen oder gar möglicher Kollisionen mit ande-
ren Zielsetzungen lieber vermieden werden soll-
te, ist eine politische Entscheidung. 

Schließlich ist ein solcher — wenn möglich, durch 
Einbeziehung der Arbeitszeitkomponente verfei-
nerter — Potentialbegriff erforderlich, weil, wie 
die letzte Rezession gezeigt hat, die Erfüllung 
des arbeitsmarktpolitischen Postulats des Stabili-
tätsgesetzes unter den gegebenen Bedingungen 
in der Bundesrepublik nicht in der jeweiligen 
Höhe der Arbeitslosenquote zum Ausdruck 
kommt. Die Zielsetzung sollte vielmehr als ange-
strebter Beschäftigungsgrad definiert sein5). 

Eine derartige Potentialschätzung für die Bun-
desrepublik ist jedoch zunächst nur im Hinblick 
auf die inländische Bevölkerung sinnvoll. Eine 
entsprechende Trennung zwischen in- und aus-
ländischen Erwerbspersonen wurde hier vorge-
nommen. Aus allen verfügbaren Statistiken — 
vor allem aber aus den Sondererhebungen der 
Bundesanstalt — wurde ein plausibles Bild von 
der Höhe und der Entwicklung der Erwerbsquote 
ausländischer Arbeitnehmer in der Bundesrepu-
blik ermittelt. Es wurden — untergliedert nach 
Geschlecht und Alter — den nichtdeutschen Ar-
beitnehmern im Bundesgebiet die nichterwerbs-
tätigen Angehörigen (Ehefrauen und Kinder vor 
allem)zugeordnet. Die so ermittelte „ausländische 
Wohnbevölkerung im Inland“ wurde sodann von 
der Gesamtwohnbevölkerung im Bundesgebiet 
subtrahiert. Daraus ergab sich die in der Tabelle 1 
im Anhang dargestellte Aufgliederung von Be-
völkerung, Erwerbspersonen und Erwerbsquoten 
auf In- und Ausländer in den Jahren 1960 bis 
1969. 

Zur Abschätzung des im Prognosezeitraum ver-
fügbaren inländischen Arbeitskräftepotentials be-
darf es ferner der Aufspaltung der inländischen 
Erwerbsquotenveränderung in ihre wichtigsten 
Bestandteile. Tabelle 2 im Anhang zeigt diese 
Aufspaltung seit 1960 (vgl. auch Abbildung 2). In 
der Spalte 2 sind die jährlichen absoluten Verän-
derungen der inländischen Potential-Erwerbs-
quoten der hier gewählten Definition aufgeführt. 
Abgesehen vom Jahre 1960, in dem auch die Zahl 
der registrierten Arbeitslosen noch zum Teil kon-
junkturell bedingt war, wurden bis zum Jahre 
1965 die effektiven Erwerbsquoten üblicher De- 
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finition (Erwerbspersonen = Erwerbstätige + 
registrierte Arbeitslose) gleichgesetzt mit den 
potentiellen Erwerbsquoten. In diesen Jahren, so 
wird jetzt — etwas abweichend vom früheren 
Vorgehen6) — angenommen, habe es keine 
konjunkturell erklärbare Arbeitslosigkeit, sei es 
registrierte oder nicht registrierte, gegeben. 

 

Komponente bei nur geringen Schwankungen in 
der Größenordnung von —0,25 bis —0,30 v. H.-
Punkten pro Jahr liegt. Vor allem wegen des 
ungünstigen Altersaufbaus führt das Wachstum 
der Bevölkerung also nicht zu einer entsprechen-
den Zunahme des inländischen Arbeitskräftepo-
tentials: Bei konstanter Bevölkerung würde die 
Zahl der inländischen Erwerbspersonen jährlich 
um rd. 150000 allein wegen demographischer 
Gegebenheiten zurückgehen. 

In Spalte 4 der Tabelle 2 kommt die Veränderung 
der Erwerbsneigung (einschließlich Verlängerung 
der Ausbildungsdauer) der inländischen Bevölke-
rung zum Ausdruck. Für die Zeit seit 1966 wurde 
hier in erster Annäherung der Durchschnittswert 
der vorangegangenen Jahre angenommen. Die-
ses Vorgehen scheint für die Jahre 1966 bis 1968 
vertretbar, da sich die Veränderungen im Ausbil-
dungssystem in diesen Jahren (Kurzschuljahre 
und Einführung des neunten Schuljahres in eini-
gen Bundesländern) nach Berechnungen des 
Statistischen Bundesamtes gegenseitig ausgegli-
chen haben. Lediglich im Jahre 1969 muß die Ein-
führung des 9. Schuljahres in Bayern bei der Be-
rechnung der gesamtwirtschaftlichen Erwerbs-
quote zusätzlich berücksichtigt werden (vgl. Spal-
te 5 der Tabelle 2). Abgesehen von solchen und 
ähnlichen Sondereinflüssen7) sind Unterschiede 
zwischen der Entwicklung der Potentialerwerbs-
quoten und der effektiven Erwerbsquoten (Sp. 6) 
von Jahr zu Jahr konjunkturellen Ursprungs (vgl. 
Spalte 7 der Tabelle 2). Hierin zeigt sich die ß/7-
dung stiller Arbeitsmarktreserven in der Rezes-
sion und ihr Abbau in der Hochkonjunktur. 

Mit dieser Berechnungsmethode ergibt sich 
für 7969 ein Rückgang der inländischen Potential-
Erwerbsquote um 0,49 v. H.-Punkte. Trotz des zu 
erwartenden Wachstums der inländischen Bevöl-
kerung um etwa 315 000 Personen — hier wurden 
die jüngsten verfügbaren Bevölkerungsvoraus-
schätzungen des Statistischen Bundesamtes ver-
wendet — ergibt sich somit für 1969 ein Rück-
gang des inländischen Erwerbspotentials um 
150 000 Personen. 

Das in diesem Jahr tatsächlich verfügbare Ange-
bot an nichtdeutschen Arbeitskräften für den 

  

Entsprechend stimmen die jährlichen Verände-
rungen von Effektiv- und Potentialquoten in die-
sen Jahren überein. Die Spalten 3 und 4 in der 
Tabelle 2 zeigen die Aufgliederung dieser Er-
werbsquotenveränderungen auf die demographi-
sche Komponente (Spalte 3) und — als Restgrö-
ße — auf die Trends in den spezifischen Er-
werbsquoten (einschließlich institutioneller Fak-
toren wie Veränderungen im Schulsystem usw.) 
(Spalte 4). Es zeigt sich, daß die mit den spezifi-
schen Inländer-Erwerbsquoten von 1961 und mit 
der jeweiligen nach Alter und Geschlecht geglie-
derten Bevölkerung errechnete demographische 

 
6) Vgl. „Mitteilungen“ Nr. 4, a.a.O., S. 232 (Tabelle 8, Sp. 16). 
7) Hier wurde wohl zutreffend angenommen, daß das in den Jahren 1966 

bis 1968 beobachtete Ausscheiden einer Anzahl von Rentnern aus der 
Erwerbstätigkeit jedenfalls kurzfristig Irreversibel ist (vgl. Spalte 5 der 
Tabelle 2). Obwohl es sich hierbei im Grunde um den Einfluß der 
Konjunktur auf die Erwerbsquote handelt, wurde unterstellt, daß die 
einmal ausgeschiedenen Rentner nicht wieder ins Erwerbsleben 
zurückkehren werden. Das bedeutet nicht, daß die Erwerbsquote 
insofern nicht auf ihren alten Entwicklungspfad zurückkehren könnte. 
Es ist vielmehr davon auszugehen, daß die Verlängerung von 
Arbeitsverhältnissen über die gesetzliche Altersgrenze hinaus bei der 
derzeitigen Konjunkturlage sicherlich genauso häufig vorkommt, wie 
dies vor der Rezession der Fall war. Die Beschäftigung von Rentnern 
wird, wenn auch noch nicht 1969, so doch vermutlich nach weiteren 
ein bis zwei Jahren bei entsprechend starker Nachfrage das alte 
Niveau wieder erreichen. 

654 



deutschen Arbeitsmarkt ist einerseits abzuschät-
zen anhand der Angaben der Behörden in den 
Herkunftsländern. Diese Angaben orientieren 
sich allgemein an den in diesen Ländern regi-
strierten oder geschätzten Arbeitslosenzahlen. 
Trotz einiger Abschläge, die man vorsichtshalber 
hier und da machen muß, ist davon auszugehen, 
daß zur Jahresmitte 1969 in den Ländern, in de-
nen die deutsche Arbeitsverwaltung Anwerbe-
kommissionen unterhält, insgesamt noch etwa 
/ Mio. Arbeitskräfte zusätzlich zur Anwerbung ins 
Bundesgebiet bereitstehen. Rein quantitativ — 
auf die Qualifikationsaspekte wird weiter unten 
noch einzugehen sein — stehen also in den An-
werbeländern weitaus mehr Arbeitskräfte zur 
Verfügung, als die deutsche Wirtschaft gegen-
wärtig aufzunehmen in der Lage ist. Auch das 
Abwicklungstempo der Vermittlung ist kein ernst-
hafter Engpaß. Zur Zeit werden wöchentlich etwa 
7000 Ausländer neu ins Bundesgebiet vermittelt. 
Die Zahl steigt zudem rasch an. Viele arbeitsbe-
reite Ausländer kommen daneben aus eigener 
Initiative ins Bundesgebiet, um erst hier eine Ar-
beitserlaubnis zu beantragen. Per Saldo, also un-
ter Berücksichtigung der laufenden Rückwande-
rungen steigt die Zahl der im Bundesgebiet be-
schäftigten Ausländer zur Zeit um monatlich 50 000 
bis 60000 Personen. Die Arbeitsverwaltung hat 
sich mithin als sehr flexibel erwiesen. 

Vom Angebot her ist also in absehbarer Zukunft 
keine Obergrenze der Beschäftigung weiterer 
Ausländer im Bundesgebiet in Sicht. Vorstellbar 
wäre allenfalls eine solche Grenze auf der Nach-
frageseite im Sinne einer wie auch immer defi-
nierten „Absorptionsfähigkeit“ der Wirtschaft. 
Aber auch von einer solchen Grenze, selbst wenn 
es sie geben sollte, wären wir noch weit entfernt. 
Projizierte man beispielsweise regionale Höchst-
werte des Anteils der Ausländer an den Beschäf-
tigten (etwa von Stuttgart) auf das gesamte Bun-
desgebiet, dann ergäbe sich eine Zahl von nahe-
zu 3 Millionen Ausländern, eine Zahl also, die 
außerhalb der vorstellbaren Entwicklung in den 
nächsten Jahren liegt. Nur bis etwa 1975 
schrumpft Ja das inländische Erwerbspotential, ist 
also ein Ausgleich durch jährlich rd. 100000 wei-
tere ausländische Arbeitskräfte nötig, wenn das 
in der mittelfristigen Zielprojektion angestrebte 
Wirtschaftswachstum erreicht werden soll. 

Die Arbeitskräftebilanz im Jahre 1969 

Stellt man die oben dargestellte Nachfrage nach 
Arbeitskräften dem vorhandenen Angebot im In-
und Ausland gegenüber, so wird deutlich, daß die 
zur Realisierung des erwarteten Wirtschafts-
wachstums erforderlichen Arbeitskräfte in die-
sem Jahre voraussichtlich zur Verfügung stehen. 
DieTrennung nach In- und Ausländern läßtdarüber 
hinaus erkennen (vgl. Tabelle 7 im Anhang), daß 

die kurzfristig mobilisierbaren inländischen Re-
serven im Laufe dieses Jahres ausgeschöpft wer-
den. Die inländische Erwerbsquote, die während 
der Rezession von ihrem Entwicklungspfad stark 
nach unten abgewichen war, wird diesen im Jahre 
1969 fast wieder erreichen (vgl. Abbildung 1). 

Der folgende Überblick zeigt, wie sich der oben 
genannte Zusatzbedarf der Wirtschaft von rd. 
570 000 Arbeitnehmern im Jahresdurchschnitt 
1969 realisieren läßt (vgl. auch Abbildung 3): 

Die Zahl der beschäftigten inländischen Arbeit-
nehmer wird um 251 000 Personen steigen. Dabei 
ist im einzelnen mit folgenden Veränderungen zu 
rechnen: 
• Die Zahl der inländischen Einwohner steigt 

um 315 000 Personen. 

• Die Zahl der inländischen Erwerbspersonen, 
also das inländische Erwerbskräftepotential, 
geht trotzdem im Durchschnitt des Jahres um 
150 000 zurück (0,49 v. H.-Punkte). Das erklärt 
sich folgendermaßen: 

• Die derzeitige Entwicklung der Altersstruktur 
der Bevölkerung ist in dieser Hinsicht sehr 
ungünstig:  Würde sich die Erwerbsneigung, 
also die Bereitschaft zur Erwerbstätigkeit, in 
den einzelnen Altersgruppen der Männer und 
Frauen nicht ändern, so würde allein aufgrund 
der Veränderung der Altersstruktur die ge-
samtwirtschaftliche Erwerbsquote (Anteil der 
Erwerbspersonen an der Bevölkerung insge-
samt) um 0,28 v. H.-Punkte zurückgehen. Bei 
konstanter Einwohnerzahl  käme dies einem 
Rückgang der Zahl von Erwerbspersonen um 
rd. 150000 gleich. Nun steigt aber die Ein-
wohnerzahl zur gleichen Zeit, und zwar unter-
schiedlich in den einzelnen Altersgruppen der 
beiden   Geschlechter.  Aufs   Ganze   gesehen 
führt diese demographische Entwicklung da-
her nur zu einem weitaus geringeren Rück-
gang   der   Erwerbspersonenzahl    um   etwa 
15000. 

• Der tatsächliche Rückgang der Erwerbsperso-
nenzahl erklärt sich daneben vor allem aus 
den   trendmäßigen   Veränderungen   der  Er- 
werbsbeteiligung   in   den   einzelnen   Alters-
gruppen von  Männern  und  Frauen.  Zuneh-
mende  „Bildungsneigung“  der Bevölkerung, 
Verlängerung der durchschnittlichen Ausbil-
dungszeit, Rückgang der Alterserwerbstätig-
keit etc. führen zu einem Rückgang der Er-
werbsbeteiligung um fast 100 000 Personen. 

• Hinzu kommt ein Sonderfaktor in diesem Jahr: 
die Einführung des neunten Schuljahrs in den 
Grundschulen in Bayern. Dadurch vermindert 
sich die Zahl der Erwerbspersonen — Lehr-
linge sind statistisch auch Erwerbspersonen 
— zusätzlich um fast 40 000 (im Jahresdurch-
schnitt). 
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Der nachfragebedingte Anstieg in der Erwerbs-
beteiligung in den einzelnen Altersgruppen, vor 
allem der weiblichen Bevölkerung, ist jedoch 
noch größer. Wie oben erwähnt wurde, war an 
sich mit einem Rückgang der Arbeitnehmerzahl 
um 57 000 (wegen Verlängerung der Ausbildungs-
dauer usw.) zu rechnen gewesen. Da nicht an- 
8) Vgl. H. Hofbauer, U. Bintig, W. Dadzio: Materialien zur Arbeitslosigkeit 

älterer Arbeitnehmer in der Bundesrepublik Deutschland. In: 
„Mitteilungen“ des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Nr. 
5, Dezember 1968, S. 377. 

9) Der Anteil der Wiedereingliederungen am Rückgang der Ar-
beitslosigkeit steigt einerseits tendenziell mit zunehmender 
Arbeitskräftenachfrage, fällt aber andererseits mit zunehmender 
Überalterung der Arbeitslosen. Hier wird angenommen, daß sich beide 
Einflüsse ausgleichen. Das bedeutet, daß die für das Frühjahr 1968 
festgestellte Relation auch im Jahresdurchschnitt 1969 gilt. 

zunehmen ist, daß diese Abgänge unterblieben 
sind, muß davon ausgegangen werden, daß sie 
durch Zugänge ins Erwerbsleben bei anderen 
Bevölkerungsgruppen kompensiert worden sind. 
Insgesamt wurden also im Durchschnitt des Jah-
res 169000 Personen aus der stillen Reserve für 
den Erwerbsprozeß gewonnen. 
Ferner wird die Zahl der in der Bundesrepublik 
beschäftigten nichtdeutschen Arbeitnehmer in 
diesem Jahr um 317 000 Personen höher sein als 
im Jahresdurchschnitt 1968. In dieser Hinsicht war 
die hier vor Jahresfrist gestellte Prognose also 
eher zu pessimistisch. 
Es muß hier daran erinnert werden, daß der ge-
samte Rechengang sich auf jahresdurchschnittli-
che Größen bezieht. Wie schon in den früheren 
Jahren festgestellt worden war (vgl. Tabelle 10 im 
Heft 4), vollzog sich auch in diesem Jahr der all-
mähliche Anstieg in der Beschäftigung durch 
gleichzeitigen Zugang aus dem Ausland, aus der 
registrierten Arbeitslosigkeit und aus der sonsti-
gen inländischen Reserve. So wie die Ausländer-
beschäftigung erst zum Herbst ihren Höhepunkt 
und die registrierte Arbeitslosigkeit ebenfalls 
erst zu dieser Zeit ihren Tiefststand erreichen 
wird, kann auch erst zur Saisonspitze mit einem 
völligen Abbau der inländischen Arbeitsmarktre-
serven gerechnet werden. Die Durchschnittszah-
len für 1969 weisen also noch Reserven auf, die 
im Herbst nicht mehr zur Verfügung stehen wer-
den (vgl. Tabelle 7, Spalte 14). 

Vollbeschäftigung oder „Überbeschäftigung“? 

Vollbeschäftigung wird in diesem Jahre zweifellos 
erreicht werden. Selbst unter Einschluß der nicht-
registrierten stillen Reserve errechnet sich im 
zweiten Halbjahr eine „Erwerbslosenquote“ von 
0,6 v. H. Im Durchschnitt des Jahres beträgt der 
Anteil der Nichtbeschäftigten an den Erwerbsper-
sonen insgesamt 1,0 v. H. Gemessen an der der-
zeitigen „Erwerbsneigung“ der inländischen Be-
völkerung wird es keine nennenswerten Reser-
ven auf dem Arbeitsmarkt mehr geben; die Be-
schäftigung von nichtdeutschen Arbeitnehmern, 
die, wie oben erörtert, freilich noch beträchtlich 
gesteigert werden könnte, wird einen neuen 
Höchststand erreichen. 
Im Mittelpunkt der Diskussion darüber, wie diese 
Arbeitsmarktsituation und ihre weitere Entwick-
lung zu beurteilen sei, stehen zwei Fragen: 
1. Sind wir nicht schon über den Zustand der 

Vollbeschäftigung hinaus in eine Situation der 
„Überbeschäftigung“ hineingeraten? 

2. Ist    der    gegenwärtige    Beschäftigungsgrad 
wünschbar? 

Indikatoren des Arbeitskräftebedarfs 
Die erste Frage lautet genauer gesagt: Geht die 
tatsächliche Nachfrage der Wirtschaft nach zu- 
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sätzlichen Arbeitskräften über das vorhandene 
und kurzfristig mobilisierbare Angebot hinaus 
oder nicht? Die derzeitige und in naher Zukunft 
zu erwartende Angebotslage ist oben erörtert 
worden. Fraglich bleibt also, wieviel Arbeitskräfte 
die Wirtschaft wirklich zusätzlich fordert. 

Statistik der „Offenen Stellen“ 

Wie läßt sich Nachfrage nach Arbeitskräften mes-
sen? In der Öffentlichkeit findet in dieser Hinsicht 
naturgemäß jene Statistik die meiste Aufmerk-
samkeit, die direkt Nachfrage nach Arbeitskräften 
zum Ausdruck zu bringen scheint: die Statistik 
der „Offenen Stellen“ der Arbeitsämter. Zur Zeit 
gibt es rd. 850 000 offene Stellen. 

Bedeutet dies, daß — einmal abgesehen von Ar-
beitsmarktvorgängen, die sich außerhalb der Ar-
beitsämter vollziehen — die Wirtschaft zur glei-
chen Zeit 850 000 unbesetzte Arbeitsplätze an-
bietet? 

Zum anderen ist zu fragen, ob diese Zahl über 
das hinausgeht, was aufgrund früherer Erfahrun-
gen in vergleichbaren Konjunkturphasen zu er-
warten gewesen wäre. 

Will man die Entwicklung der offenen Stellen 
in diesem Sommer beurteilen, so muß man be-
rücksichtigen, daß die Gesamtzahl der offenen 
Stellen seit Beginn der 60er Jahre einem eindeu-
tig steigenden Trend folgt (vgl. Abb. 4). Wie die-
ser Trend zu erklären ist, kann bis jetzt nicht ge-
sagt werden. Nahe läge eine Erklärung aufgrund 
der Tatsache, daß die Zahl der aus Altersgründen 
aus dem Erwerbsleben Ausscheidenden — und 
analog dazu der laufende Ersatzbedarf — wegen 
der ungünstigen Entwicklung in der Altersstruktur 
der westdeutschen Bevölkerung seit Jahren zu-
nimmt. Denkbar sind auch zunehmende Diskre-
panzen zwischen der Berufsstruktur der Nachfra-
ge und der des Angebots an Arbeitskräften. Es 
ist zu hoffen, daß die laufende Untersuchung des 
Instituts zur Klärung dieser Fragen in absehbarer 
Zeit beitragen wird10). Die effektive Zahl offener 
Stellen weicht in diesem Sommer nicht wesent-
lich stärker als in vergleichbaren Konjunkturpha-
sen früherer Jahre vom Trend ab. Dabei ist aber 
auf eine Sonderentwicklung in diesem Frühjahr 
hinzuweisen: 1969 ist das erste Vollbeschäfti-
gungsjahr, in dem das Gros der Schulentlassun-
gen im Herbst stattfindet. Auch das ist ein Grund 
für den starken Anstieg der offenen Stellen im 
April und Mai dieses Jahres, der über die aus frü-
heren Jahren in diesen Monaten gewohnte Ent-
wicklung hinausging. Analog dazu dürfte ein ent-
sprechend stärkerer Rückgang der offenen Stel-
len im Herbst dieses Jahres zu erwarten sein. 

10) Vgl. Arbeitsbericht zu Projekt 2—74. In: „Mitteilungen“ des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Nr. 8, Juni 1969, S. 642. 

 
Abgesehen davon, ob die Zahl von 850 000 offe-
nen Stellen im Vergleich zu anderen Hochkon-
junkturphasen gegenwärtig etwas größer ist, muß 
zur Aussagefähigkeit dieser Statistik im Hinblick 
auf die Nachfrage nach Arbeitskräften generell 
folgendes angemerkt werden. Die Statistik der 
offenen Stellen ist keine Statistik der effektiv 
freien Arbeitsplätze. Einerseits sind die Unter-
nehmer nicht gezwungen, dem Arbeitsamt freie 
Arbeitsplätze zu melden. Andererseits, und wich-
tiger, gehen die Unternehmer keinerlei Verpflich-
tungen ein, wenn sie — aus den verschiedensten 
Gründen — beliebig viele Vermittlungsaufträge 
an das Arbeitsamt erteilen. Es entstehen ihnen 
nämlich keine Nachteile, wenn sie die Aufträge 
zurückziehen. Für diese Beurteilung sprechen 
folgende Tatsachen: 

• Offensichtlich gibt es einen „Sockel“ offener 
Stellen, der sich selbst dann erhält, wenn die 
Beschäftigung rückläufig ist und die Nachfra-
ge nach Gütern und Diensten auch keine Än-
derung in naher Zukunft erwarten läßt. So 
waren zum Beispiel zur Jahresmitte 1967, als 
diese konjunkturelle Situation zweifelsfrei ge-
geben war, noch immer über 300 000 offene 
Stellen bei den Arbeitsämtern registriert. 

• Die Aufgliederung der Offene-Stellen-Stati- 
stik nach Wirtschaftsbereichen, wie sie ein-
mal jährlich von  der Bundesanstalt erstellt 
wird, zeigt ferner, daß auch in jenen Wirt-
schaftsbereichen ein  beträchtlicher Bestand 
an offenen Stellen vorhanden ist, in denen die 
Beschäftigung aus strukturellen Gründen seit 
längerem   stagniert  oder  gar  abnimmt.   Als 
Beispiele seien hier Landwirtschaft, Bergbau 
und Verkehrsgewerbe genannt, Wirtschafts-
bereiche also, in denen die Beschäftigtenzahl 
nicht   wegen   Arbeitskräftemangel   abnimmt, 
sondern aus technologischen Gründen (Pro-
duktivität wächst stärker als die Nachfrage) 
oder weil es an der Nachfrage nach den von 
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ihnen   angebotenen   Gütern   und   Diensten 
fehlt. 

• All dies deutet darauf hin, daß in dem Bestand 
an offenen Stellen in beträchtlichem Umfang 
Nachfrage nach solchen Arbeitskräften zum 
Ausdruck kommt, mit denen erst in der Zu-
kunft voraussichtlich freiwerdende Arbeits-
plätze wieder besetzt werden sollen (Ersatz-
bedarf). Wahrscheinlich verhalten sich die 
Unternehmer in dieser Hinsicht prozyklisch, so 
daß die Zahl offener Stellen in der Hoch-
konjunktur beschleunigt steigt: Einmal ist 
anzunehmen, daß die Unternehmer in der 
Hochkonjunktur größere Fluktuationsverluste 
erwarten als in anderen Phasen der Konjunk-
tur. Zum anderen richten möglicherweise 
manche Betriebe bei knappem Arbeitskräfte-
angebot überhöhte Bedarfsmeldungen an die 
Arbeitsämter, in der Annahme, so ihren tat-
sächlichen Bedarf um so eher decken zu kön-
nen. 

Zusammenfassend kann man feststellen, daß die 
Statistik der offenen Stellen zwar Nachfrage 
nach Arbeitskräften zum Ausdruck bringt und im 
ganzen wohl auch die Richtung der Nachfra-
geentwicklung am Arbeitsmarkt anzeigt11), daß 
sie aber keine verläßliche Antwort auf die hier im 
Mittelpunkt stehende Frage nach dem tatsächli-
chen absoluten Bedarf an zusätzlichen Arbeits-
kräften der Wirtschaft liefert. 

Unternehmerbefragungen 
Zur Ermittlung der Angebots-Nachfrage-Konstel-
lation am Arbeitsmarkt befragt das Ifo-lnstitut 
periodisch Unternehmen der Verarbeitenden In-
dustrie, um festzustellen, bei wieviel Firmen die 
Produktionstätigkeit durch Arbeitskräftemangel 
behindert wird. Nach den jüngsten Erhebungser-
gebnissen vom Mai dieses Jahres nannten 
50 v. H. der Firmen diesen Grund. Dieser Anteil 
der Firmen, die unter Arbeitskräftemangel zu lei-
den angeben, ist zwar im Steigen begriffen. Er 
hat aber noch nicht die Höhe erreicht, die in den 
vorangegangenen Hochkonjunkturjahren 1960 
und 1965 gemeldet worden war. 
Von den Ergebnissen dieser Befragung, die 
die Dringlichkeit des Bedarfs anzeigt, kann jedoch 
nicht auf die Unmöglichkeit der Bedarfsdeckung 
geschlossen werden. In den vergangenen Jahren 
stieg die Beschäftigtenzahl in der Industrie auch 
in solchen Zeiträumen stark an, die unmittelbar 
auf Befragungszeitpunkte folgten, in denen jene 
Quote Höchstwerte erreicht hatte. 
Verhältnismäßig verläßliche Informationen liefert 
die Befragung der Unternehmer nach ihren ße-
schäftigtenerwartungen in den kommenden Mo-
naten, wie sie ebenfalls vom Ifo-lnstitut periodisch 
durchgeführt wird. 
11) Vgl. den Aufsatz von Nerb, Gerstenberger und Schittenhelm: 

„Unternehmerische Urteile und Antizipationen über den Bedarf an 
Arbeitskräften“ In diesen „Mittellungen“. 

Es bleibt jedoch fraglich, ob auf diesem Wege In-
formationen zu gewinnen sind, die die Entwick-
lung der Arbeitskräftenachfrage für einen genü-
gend langen zukünftigen Zeitraum erkennen las-
sen. Beratung, Beschluß, Inkraftsetzen und Wirk-
samwerden wirtschafts- und arbeitsmarktpoliti-
scher Maßnahmen, mit denen erwartete Un-
gleichgewichtslagen beseitigt werden sollen, 
brauchen aller Erfahrung nach einige Zeit. Die 
Vorausschau auf die Entwicklung der nächsten 
3 bis 4 Monate wird hier sicher nicht genügen. Ob 
aber Beschäftigungspläne der Unternehmen den 
Konjunkturbewegungen in einem wesentlich län-
geren zukünftigen Zeitraum überhaupt gerecht 
werden können, ist zumindest fraglich. Beschäfti-
gungsplanung geschieht ja nicht autonom, sie ist 
vielmehr abhängig von Produktionsplanung und 
Absatzerwartungen. Diese aber sind, wie die Er-
fahrung zeigt, in einzelnen Betrieben, ja selbst in 
überschaubaren Branchen allgemein recht un-
sicher. Diese Unsicherheit ist erklärlich: Absatz-
planung von Betrieben und auch von Branchen 
selbst für einen Zeitraum von einem Jahr kann im 
Regelfall erfolgreich nur betrieben werden im 
Rahmen von Vorstellungen über die Entwicklung 
der gesamten Volkswirtschaft und der wichtig-
sten Aggregate im Prognosezeitraum. 

Makroökonomische Bedarfsrechnung 
So ist es durchaus wahrscheinlich, daß die bis-
lang einzig mögliche Methode zur Abschätzung 
des künftigen Mehrbedarfs an Arbeitskräften in 
einem gegebenen Zeitraum — die Vorausschät-
zung aus der Produktions- und Produktivitätsent-
wicklung in der Gesamtwirtschaft und in den ein-
zelnen Sektoren — vorläufig die verläßlichste Me-
thode bleiben wird. Das Ziel weiterer Forschung 
müßte dann sein, die Methoden zur Vorausschät-
zung von Produktion und Produktivität zu verfei-
nern. 
Aus makroökonomischer Sicht ist aber die der-
zeitige Situation und die voraussichtliche Ent-
wicklung am Arbeitsmarkt zwar angespannt, aber 
nicht alarmierend. Selbst wenn der Nachfragesog 
aus dem Ausland weiter anschwillt — und diese 
Möglichkeit ist keineswegs auszuschließen —, 
sind wohl kaum Auswirkungen auf die Produk-
tionsentwicklung zu erwarten, die eine ins Ge-
wicht fallende Revision der jetzt angesetzten Zu-
wachsrate der gesamtwirtschaftlichen realen 
Produktion im Jahre 1969 veranlassen könnten. 
Der Zuwachs des realen Sozialprodukts — die 
preissteigernden Auswirkungen einer solchen 
Außenhandelsentwicklung stehen hier nicht zur 
Debatte — dürfte allem Ermessen nach die 7-
Prozent-Marke kaum überschreiten. Ein ge-
samtwirtschaftliches Wachstum in dieser Grö-
ßenordnung aber ist angesichts der gleichzeitig 
zu erwartenden Produktivitätssteigerung mit dem 
verfügbaren Arbeitskräfteangebot aus dem In-
und Ausland durchaus zu realisieren. Eine solche 
Prognose ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt, da 
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die Entwicklung im ersten Halbjahr fast über-
schaubar ist, schon insofern vertretbar, als ja der 
größte Teil des Beschäftigungsanstiegs bereits 
realisiert ist. 
Fraglich bleibt dann nur, ob die der hier gestell-
ten Prognose des zusätzlichen Arbeitskräftebe-
darfs zugrunde gelegten Annahmen realistisch 
sind. Oder zeigt die hohe Zahl offener Stellen, 
daß die Wirtschaft viel mehr Arbeitskräfte einset-
zen möchte, um das oben genannte Produktions-
wachstum zu realisieren? Dies kann unter Renta-
bilitätsaspekten ausgeschlossen werden: Die 
durchschnittliche Arbeitsproduktivität würde in 
diesem Falle weit hinter dem erreichbaren Wert 
zurückbleiben. Oder strebt die Wirtschaft durch 
den Einsatz weiterer Arbeitskräfte ein stärkeres 
Produktionswachstum an, als hier unterstellt 
wird? Auch diese Möglichkeit scheidet wohl aus. 
Einmal zeigt der von den Wirtschaftsforschungs-
instituten errechnete und erfragte hohe Ausla-
stungsgrad der technischen Kapazitäten, daß die 
für einen weit stärkeren Anstieg der Produktion 
erforderlichen komplementären Produktionsanla-
gen weder vorhanden sind noch kurzfristig er-
stellt werden können. Zum anderen, und wichti-
ger noch, ist nicht anzunehmen, daß die Wirt-
schaft bei den gegenwärtigen (unsicheren) Kon-
junkturerwartungen für 1970 nur aufgrund des 
augenblicklichen Nachfragedrucks ihre Produk-
tionsintensität noch wesentlich stärker steigern 
wollte, als in der obigen Rechnung schon berück-
sichtigt worden ist. Vieles spricht schon jetzt da-
für, daß die Industrie — mit dem Blick auf 1970 — 
auf die letzten Nachfrageballungen stärker durch 
den Aufbau von Auftragsbeständen und mit Ver-
längerung der Ablieferungsfristen reagiert als 
durch „Produktion um jeden Preis“. 

Aspekte eines hohen Beschäftigungsgrades 

Ob ein Beschäftigungsgrad, wie er jetzt erreicht 
ist — dies ist die zweite der oben genannten Fra-
gen —, wünschbar sei oder nicht, ist hier und da 
umstritten. 
Zunächst: Vollbeschäftigung — erklärtes Ziel 
dieser Gesellschaft — ist nun wieder erreicht, 
nicht anders, als es in den Jahren vor der letzten 
Rezession auch der Fall gewesen war. Beschäfti-
gung all derer, die zu arbeiten bereit sind, ist 
nicht nur unter sozialpolitischem Aspekt geboten. 
So verstandene Vollbeschäftigung ist auch eine 
notwendige Voraussetzung zur Bewältigung je-
ner aus der Dynamik der Wirtschaft und der 
Technik resultierenden Anpassungsaufgaben im 
Arbeits- und Berufsleben, zu der die Gesellschaft 
— mit tatkräftiger Hilfe der Arbeitsverwaltung — 
gezwungen ist. Auch ist daran zu denken, daß 
Mitte der siebziger Jahre mit einer Entlastung des 
12) Vgl. Amtliche Nachrichten der BAVAV (ANBA). 14. Jg. (1966), Nr. 12, 

S. 559.  
13) Vgl. Sachverständigenrat. . . a.a.O. Ziffer 270 ff. 

Arbeitsmarkts aufgrund der demographischen 
Entwicklung (Alterspyramide) zu rechnen ist. Soll 
das Wachstumstempo der Wirtschaft in den Jah-
ren bis dahin nicht hinter jenem zurückbleiben, 
das dann bei zunehmendem Arbeitskräftepoten-
tial zur Sicherung der Vollbeschäftigung erfor-
derlich sein wird, müssen jetzt alle verfügbaren 
Arbeitsmarktreserven mobilisiert werden. An-
dernfalls ist zu befürchten, daß der Ausbau der 
gesamtwirtschaftlichen Kapazitäten, insbesondere 
der Infrastruktur, hinter dem erforderlichen Maß 
zurückbleibt. 

Sobald ein solches Maß von Vollbeschäftigung 
mit der Erfüllung anderer Ziele, die in der Wert-
schätzung der Gesellschaft einen gleichen oder 
ähnlichen Rang genießen, kollidiert, stellen sich 
politische Entscheidungsprobleme, die hier nicht 
zu diskutieren sind. Aber es ist nicht nur das, denn 
hier liegt auch und vor allem ein Informationspro-
blem vor. Wir wissen nur wenig über die Begleit-
umstände eines relativ hohen Beschäftigungs-
grades. Dies sollte ein vorrangiges Objekt der 
Forschung sein. 

So läßt sich z. B. die oft geäußerte These, daß die 
Zahl der zwischenbetrieblichen Arbeitsplatz-
wechselfälle, also die Fluktuationsrate, mit stei-
gendem Beschäftigungsgrad ebenfalls zunähme, 
statistisch nicht nachweisen. Die von der Bun-
desanstalt in den vergangenen Jahren wiederholt 
durchgeführten umfangreichen Stichprobenerhe-
bungen über Betriebswechselfälle zeigen im Ge-
genteil, daß die gesamtwirtschaftliche Fluktua-
tionsrate, die aus einer Vielzahl struktureller 
Gründe seit einer Reihe von Jahren abnimmt, 
z. B. im Hochkonjunkturjahr 1965 niedriger war 
als 196112). Die Statistik der Einstellungsanzeigen 
der Krankenkassen, eine nahezu totale statisti-
sche Erfassung aller Einstellungen, bestätigt die 
angeführten Erhebungsergebnisse. 

Auch die häufig geäußerte Meinung, daß die An-
spannung am Arbeitsmarkt zu übersteigerten 
Lohnerhöhungen führe, läßt sich für die Bundes-
republik empirisch nicht bestätigen. Auf diesen 
Tatbestand hat der Sachverständigenrat bereits 
hingewiesen13). 

Ob ferner, wie häufig vermutet wird, eine beson-
ders starke Lohnsteigerung erforderlich ist, um 
bei niedriger Arbeitslosigkeit weitere Arbeits-
kräfte aus der bisher noch nicht erwerbstätigen 
Bevölkerung für den Arbeitsprozeß zu gewinnen, 
ist nicht erwiesen. Es ist sogar sehr fraglich, ob 
die Höhe des Lohns bei den Entscheidungen von 
Hausfrauen — um diese Personengruppe handelt 
es sich ja vorwiegend — für oder gegen die Auf-
nahme einer Erwerbstätigkeit eine wichtige Rolle 
spielt. Fraglich ist auch, ob das jeweilige Lohnni-
veau und das Tempo seiner Veränderung über-
haupt in dieser Personengruppe bekannt sind. 
Vieles spricht für die Vermutung, daß hier Gele-
genheit zur Arbeitsaufnahme, Arbeitsbedingun- 
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gen und Arbeitszeitregelung mehr beachtet wer-
den als das Lohnniveau. Es ist zu hoffen, daß 
eine Untersuchung, die das Institut für Sozialwis-
senschaftliche Forschung e. V., München, auf 
Anregung dieses Instituts demnächst durchführt, 
auch zur Aufhellung solcher Fragen einen Beitrag 
leisten wird14). 
Schließlich bleibt die Frage zu erörtern, ob ein 
derartiger Beschäftigungsgrad nicht vermieden 
werden sollte, weil Berufsstruktur und Qualifika-
tionsniveau der zusätzlich noch mobilisierbaren 
Reserven den an den angebotenen Arbeitsplätzen 
gestellten Anforderungen nicht gerecht würden. 
Die wenigen Informationen, die zur Beantwor-
tung dieser Frage zur Verfügung stehen, lassen 
erkennen, daß 
• das Niveau der schulischen und praktischen 

Ausbildung  als  auch  die  Leistungsgruppen- 
Struktur z. B. der weiblichen Teilzeitarbeit-Su- 
chenden  — die  in  diesem  Zusammenhang 
wichtigste Personengruppe — nicht nennens-
wert geringer sind als die der Arbeitsuchen-
den im Durchschnitt; 

• die  Leistungsgruppenstruktur der nichtdeut-
schen  Arbeitnehmer  im  Bundesgebiet zwar 
unter dem  Durchschnitt  aller Beschäftigten 
liegt, daß sie aber höher ist als die der inlän-
dischen Arbeitslosen, die im Laufe des wirt-
schaftlichen   Wiederanstiegs   wieder   einge-
gliedert worden sind. 

Diese Fragen bedürfen weiterer Untersuchung. 
Zu fordern wäre aber schließlich nicht Verzicht 
auf Beschäftigung dieser Personen, sondern För-
derung und Anhebung ihrer Qualifikation. 

Ausblick auf die Arbeitsmarktentwicklung im 
Jahre 1970 

Im gegenwärtigen Zeitpunkt läßt sich schwer 
übersehen, mit welcher Entwicklung der gesamt-
wirtschaftlichen Produktion im kommenden Jahr 
zu rechnen sein wird. Unsicher ist vor allem, 

• wann und in welchem Ausmaß sich die private 
Investitionsneigung ändern wird, 

• wann und mit welchen Auswirkungen 
Änderungen im Weltwährungssystem 
erfolgen, 

• welche binnenwirtschaftspolitischen Maßnah-
men mit welchem Erfolg ergriffen werden. 

Einziger Anhaltspunkt bleibt daher die Zielpro-
jektion der Bundesregierung. Wird das dort 
fixierte Ziel eines gesamtwirtschaftlichen Produk-
tionswachstums von real 4,2 v. H. erreicht, dann 
ergeben sich folgende Perspektiven für die Ent-
wicklung am Arbeitsmarkt: 
• Die inländische Bevölkerung wird — 

wenn sich Zu- und Abwanderungen über 
die Bum- 

14) Vgl. „Mitteilungen“ des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, 
Nr. 7, März 1969, S. 565. 

desgrenzen  ausgleichen  —  im   kommenden 
Jahr um 300 000 Personen zunehmen. 

• Die durchschnittliche Erwerbsquote der inlän-
dischen Bevölkerung wird voraussichtlich ef-
fektiv um 0,32 v. H.-Punkte zurückgehen. 

• Daraus resultiert ein Rückgang der inländi-
schen Erwerbspersonen um rd. 60 000 Perso-
nen (—0,2 v. H.). 

• Die durchschnittliche Arbeitszeit je Erwerbs-
tätigen  wird   1970  (laut   Zielprojektion)   um 
0,6 v. H. abnehmen. 

• Mithin sinkt das inländische Arbeitsvolumen 
im kommenden Jahr um 0,8 v. H. 

• Die in der Zielprojektion unterstellte Entwick-
lung von Produktion (+ 4,2 v. H.) und Produk-
tivität  (+ 4,6 v. H.)  erlaubt  einen  Rückgang 
des  gesamtwirtschaftlichen  Arbeitsvolumens 
um nur 0,4 v. H. 

• Soll dieses Ziel erreicht werden, dann bedarf 
es zum Ausgleich der Differenz (— 0,4 v. H.) 
eines entsprechenden Zustroms von weiteren 
120000   nichtdeutschen   Arbeitnehmern,   so-
fern nicht die Erwerbsquote durch eine Erhö-
hung der Erwerbsbeteiligung weniger absinkt, 
als hier angenommen wurde. So ist es durch-
aus denkbar, daß die derzeitige Arbeitsmarkt-
situation möglicherweise zu einer Erhöhung 
der inländischen Erwerbsbeteiligung führt, die 
noch über das hier angenommene Maß hin-
ausgeht. Nachdem nun auch die öffentliche 
Hand   beispielhaft   vorangeht   (Gesetz   über 
Teilzeitbeschäftigung   und   Beurlaubung   von 
Beamtinnen  und  Richterinnen,  Arbeitsförde-
rungsgesetz)  und  die  Bundesregierung  und 
die   Arbeitsverwaltung   die   Einrichtung   von 
Teilzeitarbeitsverhältnissen stark fördern und 
schließlich auch die Unternehmer es nicht an 
Erfindungsgabe in dieser Hinsicht fehlen las-
sen (Angebot an Teilzeitarbeitsverhältnissen 
zu Tageszeiten, die dem üblichen Tagesablauf 
vieler Hausfrauen mehr angepaßt sind), ist ein 
spürbarer Anstieg der Erwerbsbeteiligung vor 
allem bei der weiblichen Bevölkerung nicht 
auszuschließen. 

Wird dieses Wachstumstempo erreicht, dann 
dürfte der Kapazitätsspielraum ausgeschöpft 
werden und die Vollbeschäftigung erhalten blei-
ben. Würde das seit Mitte 1968 realisierte 
Wachstumstempo der Nachfrage auch 1970 un-
vermindert anhalten, dann wäre das Arbeitskräf-
tepotential wohl überfordert; auf so kurze Sicht 
kann eine derartige Elastizität des Arbeitsmarkts 
nicht erwartet werden. Für 1970 ist jedoch nicht 
damit zu rechnen, daß das bisherige Expansions-
tempo der Nachfrage beibehalten wird. 
Bleibt das Wachstumstempo jedoch nennenswert 
hinter der Zielgröße (4,2 v. H.) zurück, dann muß 
mit negativen Folgen für den Arbeitsmarkt, insbe-
sondere mit einem Wiederanstieg der Arbeitslo-
sigkeit gerechnet werden. 
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